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Liebe Unterstützerinnen und Unterstützer
einer Hermes-Reform,

in den zurückliegenden Monaten haben Sie
immer wieder Aufrufe, Pressemitteilungen
und Hintergrundinformationen erhalten. Da-
bei ging es vor allem darum, die politischen
Entscheidungen um Hermes-Bürgschaften
für die Staudammprojekte Ilisu (Türkei) und
Tehri (Indien) zu beeinflussen oder über die
Entscheidungsprozesse zu Exportkreditversi-
cherungen in der OECD zu informieren. Wir
möchten uns an dieser Stelle besonders für
Ihre großartige Unterstützung unserer E-mail-
und Postkarten- sowie sonstigen Aktionen
ganz herzlich bedanken.

Hermes-Reform – eine Farce

Die Kampagne geht weiter!

Als wir 1997 zu einer gemeinsamen Hermes-
Reform-Kampagne aufriefen und mehr als
120 Organisationen in Deutschland den
Kampagnenaufruf unterzeichneten, war uns
vor allem unter der damaligen schwarz-
gelben Regierungsmehrheit bewusst, dass
wir ein ehrgeiziges Ziel vor Augen hatten.
Nicht weniger als das bedeutendste staatli-
che Exportförderinstrument wollten wir in
Einklang mit einer sozial und ökologisch zu-
kunftsfähigen Entwicklung gebracht sehen.
Das vielbeschworene Prinzip der Nachhaltig-
keit sollte endlich auch in der Außenwirt-
schaftsförderung verankert werden, weshalb
die Kampagne u.a. verbindliche soziale und
ökologische Standards, Ausschlusskriterien
für besonders bedenkliche Projekte (Um-
siedlungen, Projekte in sensiblen Ökosyste-
men) und mehr Transparenz bei der Ent-
scheidungsfindung für die Hermes-
Bürgschaften gefordert hat. Auf einen langen
Atem hatten wir uns von Anbeginn einge-

stellt. Schließlich war uns bewusst, dass die
bestens organisierte deutsche Exportindu-
strie alles tun würde, um eine umfassende
Reform entlang verbindlicher Vergabekriteri-
en und mehr Informations- und Beteiligungs-
regeln zu verhindern.

Hoffnung kam allerdings auf, als im Koaliti-
onsvertrag der neuen Bundesregierung von
1998 eine Reform der Hermes-
Vergaberichtlinien nach ökologischen, sozia-
len und entwicklungs-verträglichen Gesichts-
punkten vereinbart worden war.

Schon bald stellte sich jedoch heraus, dass
vom Reformelan nicht allzu viel zu spüren
war. Mit zahllosen Initiativen, in Dutzenden
von Gesprächen mit verantwortlichen Parla-
mentarierInnen und Beamten der vier invol-
vierten Ministerien, mit ausführlichen Stel-
lungnahmen, mit Postkartenaktionen und
einer intensiven Öffentlichkeits- und Medien-
arbeit haben urgewald und WEED als trei-
bende Kräfte der Kampagne alle Hebel in
Bewegung gesetzt, damit das Reformver-
sprechen auch in konkrete Politik umgesetzt
wird.

Tatsächlich hat der für die Bürgschaftsverga-
be zuständige Interministerielle Ausschuss
(IMA) am 26.4. 2001 neue "Leitlinien zur Be-
rücksichtigung ökologischer, sozialer und
entwicklungspolitischer Gesichtspunkte" be-
schlossen. Damit findet der parlamentarische
Prozess – nicht jedoch die öffentliche Aus-
einandersetzung - in dieser Legislaturperiode
ihr vorläufiges Ende.

Die neuen Leitlinien entsprechen kaum den
Forderungen der Hermes-Kampagne. Weder
verbindliche Standards, weder klare Aus-
schlusskriterien (z.B. keine Atomkraftwerke
oder Umsiedlungsprojekte ) noch klare
Prüfverfahren oder gar neue Transparenzre-
geln wurden in den Leitlinien verankert. Eine
ausführliche kritische Stellungnahme liegt vor
und wurde verteilt (siehe Anlage).
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Die neuen Leitlinien werden in den nächsten
Monaten den Beweis antreten müssen, ob
sich überhaupt etwas an der gängigen Ver-
gabepraxis ändern wird. Für zahlreiche um-
strittene Projekte wie die Großstaudämme
Ilisu in Ostanatolien und Tehri in Indien liegen
Anträge vor, die entschieden werden müs-
sen. Auch für neue Atomkraftwerke im Aus-
land könnten bald konkrete Entscheidungen
für Bürgschaften anstehen. WEED und urge-
wald werden ihre Kampagnenarbeit zu den
jeweils vorliegenden Lieferbürgschaftsanträ-
gen in den kommenden Monaten noch inten-
sivieren.

Lobbydruck der Wirtschaft hat obsiegt

Offene Kriterien und unverbindliche Verfah-
ren, wie sie sich nun in den Leitlinien wieder
finden, sind nicht geeignet, die Kohärenz
deutscher Politik in den Bereichen Entwick-
lungspolitik, Umwelt- und Menschenrechts-
schutz einerseits und Außenwirtschaftsförde-
rung andererseits zu gewährleisten. Es be-
steht vielmehr die Gefahr, dass ökologisch
und sozial desaströse Mammutprojekte, die
gerade im Verbund mit anderen Exportkredi-
tagenturen umgesetzt werden, weiterhin
Bürgschaften erhalten werden. Damit hat die
Kampagne ihr wichtigstes Ziel, in Zukunft
Schaden für Menschen und Natur abzuwen-
den, (noch) nicht erreicht.

Das federführende Bundeswirtschaftsministe-
rium hat sich als der große Hardliner heraus
gestellt und sich letztlich gegenüber den re-
gierenden Parlamentsfraktionen von SPD
und Bündnisgrünen durchgesetzt. Dahinter
stand der Lobbydruck vor allem des Bundes-
verbandes der Deutschen Industrie (BDI), der
in klaren und verbindlichen Standards und
Prüfverfahren eine Bürokratisierung und da-
mit zeitliche Verzögerungen bei der Ent-
scheidung über künftige Hermesbürgschaften
sah. Mit dem Argument der Wettbewerbsbe-
nachteiligung bei internationalen Ausschrei-
bungsverfahren für lukrative Lieferaufträge
war das Grundmuster für die Abwehrstrategie
gegenüber der Hermesreform gezeichnet.
Schnelle und unbürokratische Entschei-
dungsprozesse bei der Bürgschaftsvergabe
sollen Arbeitplätze in Deutschland sichern
helfen.

Bundeskanzler Schröder hat sich im Frühjahr
2001 hinter Wirtschaftsminister Müller ge-
stellt, als auch er am Rande der Gespräche

des Bündnisses für Arbeit erklärt hat, dass es
mit ihm keine Hermesreform geben werde.
Damit wurde allen anderen an der Reform
beteiligten Ressorts (BMZ, BMF, AA und
teilweise auch BMU) signalisiert, dass weite-
re Versuche, auf die Gestaltung der Reform
Einfluss zu  nehmen, zwecklos seien oder auf
heftige Gegenwehr nun auch von Seiten des
Kanzleramts stoßen würden. Alle Ressorts
haben klein beigegeben und den Etiketten-
schwindel der neuen Leitlinien geschluckt. In
der Abwägung, welche Konflikte mit der
deutschen Wirtschaft, dem Kanzleramt und
dem Wirtschaftsministerium gesucht werden,
ist eine ernst gemeinte Hermesreform unter
die Räder gekommen. Auch das BMZ, das
bei Einzelfallentscheidungen  wie Maheswar
bereit war, kritisch und laut die Stimme gegen
eine Bürgschaftsvergabe zu erheben, hat
keinen offenen Streit gewagt. Zu viele andere
Konfliktpunkte, wie die massiven Kürzungen
des Entwicklungshilfeetats oder die Verab-
schiedung der Armutsbekämpfungsstrategie,
standen im Kabinett zur Entscheidung an.
Das Bundesumweltministerium – ohnehin
nicht Mitglied im Vergabeausschuss für Her-
mes – hat sich ebenfalls öffentlich bedeckt
gehalten. Die vielen Streitpunkte mit Wirt-
schaftsminister Müller etwa um die Förderung
der Kraftwärmekoppelung oder das Dosen-
pfand haben keinen weiteren Konflikt bei der
Außenwirtschaftspolitik erlaubt.

Nach dem Signal aus dem Kanzleramt hat
sich vor allem die SPD Bundestagsfraktion
gemeinsam mit dem BMWI bemüht, das lei-
dige Thema endlich abzuschließen. Zuvor
von der SPD-Fraktion in Gesprächen geäu-
ßerte Absichten, wenigstens die Umweltmin-
deststandards der Weltbank oder neue
Transparenzregeln zu verabschieden, sind
unter dem Diktat von Wirtschaftsminister
Müller und Kanzler Schröder im Niemands-
land bzw. in der unverbindlichen Rhetorik der
Leitlinien verschwunden.

Bündnis90/Die Grünen haben bis zum Ab-
schluss des Kompromisses eine sehr aktive
und reformorientierte Rolle gespielt und im-
mer wieder konkrete und konstruktive Vor-
schläge in die öffentliche und parlamentari-
sche Diskussion gebracht. Umso unverständ-
licher ist es deshalb, warum sie Leitlinien
zugestimmt haben, die letztlich am business
as usual der Bürgschaftsvergabe der vergan-
genen Jahre nichts ändern werden. Takti-
sches Unvermögen oder die Überzeugung,
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dass die neuen Leitlinien doch in die richtige
Richtung weisen? Ein klares Nein zu verwäs-
serten Leitlinien hätte ein anderes Signal
gerade auch in der öffentlichen Wahrneh-
mung setzen können.

Auffällig ist das große, beinahe Partei über-
greifende Bedürfnis, möglichst Schweigen
über die möglichen negativen Effekte des
staatlichen Exportförderinstruments Nummer
Eins zu breiten. Seine Bedeutung in der Au-
ßenwirtschaftspolitik und vor allem seine po-
tenziellen und sehr realen Folgen (finanziel-
les Risiko für den Bundeshaushalt, soziale,
menschenrechtliche, finanzielle und ökologi-
sche Folgen für die Bevölkerung im "Bestel-
lerland") zu bagatellisieren oder als Nischen-
problem abzutun, scheint das Gebot der
Stunde.

Wer aber glaubwürdig über nachhaltige Ent-
wicklung gerade auch in Entwicklungsländern
und in Ländern Osteuropas reden will, muss
sich der Frage nach ökologisch und sozial
tragfähiger staatlicher Außenwirtschaftsförde-
rung annehmen. Instrumente wie Lieferbürg-
schaften und Exportversicherungen werden
im internationalen Wettbewerb vor allem  im
Infrastrukturbereich, im Energie- und Berg-
bausektor immer bedeutender. Die deutsche
Exportwirtschaft weiß darum und hat sich
nicht umsonst gegen jegliche Reformen zur
Wehr gesetzt. Um so schwerer wiegt, dass
zumindest in dieser Legislaturperiode ein
wirklicher Durchbruch für eine umfassende
Hermesreform nicht gelungen ist. Mit unserer
Kampagne, zuletzt mit den sehr erfolgreichen
Postkarten und Email-Aktionen vor dem
Weltwirtschaftsgipfel in Genua, haben wir so
viele Menschen wie noch nie für das Her-
mesthema interessieren und zu Aktionen
anregen können. Mit massivem öffentlichen
Druck ist es gelungen, dass Siemens seinen
Antrag auf eine Bürgschaft für den Mahes-
hwar-Staudamm zurückgezogen hat. Das
sind Erfolge, an die wir anknüpfen wollen,
wenn wir unsere Kampagne – mit neuen Ak-
zenten –im Herbst 2001 fortsetzen werden.
Barbara Unmüßig, WEED

*
Gerangel auf dem internationalen OECD-

Parkett...

”Es gibt Dinge, die dauern unendlich lange...”
mag man denken, ob der endlosen Diskus-
sionen um gemeinsame Umweltvereinbarun-

gen für die Exportkreditagenturen (ECAs) der
OECD-Mitgliedsländer. Die Working Party on
Export Credits and Credit Guarantees (ECG)
verhandelt seit nunmehr 4 Jahren und es ist
fraglich, ob sie sich noch im Laufe dieses
Jahres zu einer gemeinsamen Vereinbarung
durchringen kann.

Die USA drängen seit Anfang an darauf, dass
sich die OECD-Exportkreditagenturen ver-
bindliche Umweltstandards geben. Und sie
sind nach wie vor der Hauptakteur, der die-
sen Gedanken gegen die Widerstände ande-
rer Länder – unter anderem Deutschlands –
aufrecht erhält.

Entwürfe für die gemeinsamen Umweltver-
einbarungen wurden erarbeitet, umgearbeitet
und überarbeitet. Durchgehend zeichnen sie
sich jedoch vor allem durch Unverbindlichkeit
aus. So sollen bei einer Umweltprüfung Pro-
jekte an internationalen oder Gastland-
Umweltstandards gemessen werden. Ent-
schließt sich jedoch ein Land, Umweltstan-
dards zu unterschreiten, genügt es, wenn es
dafür in der Berichterstattung Gründe angibt.
Auch ein Meinungsaustausch mit Projekt-
Betroffenen wird nur erwartet, ”wenn es an-
gemessen erscheint”.

Die Transparenz, die aus den Umweltverein-
barungen resultieren würde, lässt ebenfalls
wünschen übrig. Es wird von den Mitglieds-
ländern zwar erwartet, dass sie über beson-
ders umweltrelevante Projekte der Öffentlich-
keit Bericht erstatten. Dies erfolgt jedoch erst
nach der Projektprüfung, wenn kein Einfluss
mehr auf Projekte möglich ist.

Während einigen Ländern schon die vagen
Vereinbarungen zu weit gehen, wollten die
USA das bisherige Ergebnis nicht akzeptie-
ren. Sie erklärten Anfang Juli, dass sie die
Umweltvereinbarungen nicht unterschreiben
werden, solange diese nicht mindestens in
den Punkten Transparenz und Umweltstan-
dards verbessert werden. Da die Vereinigten
Staaten im eigenen Land bereits über relativ
hohe Standards verfügen, konnten sie dieses
Thema hervorragend als ”grünes Mäntel-
chen” benutzen, mit dem sie  vorm Weltkli-
magipfel zumindest ein Umweltthema positiv
für sich besetzten.

...und seine Bedeutung für die G7/8

Durch die Weigerung der USA, die Vereinba-
rungen zu unterschreiben, wurde das Thema
für den Weltwirtschaftsgipfel in Genua (20.-
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22.7.01) wieder bedeutsamer. Beim letzten
Gipfel in Okinawa hatten sich die G7-Länder
nämlich vorgenommen, bis Genua gemein-
same Umweltrichtlinien für die Exportkredita-
genturen zu erarbeiten. Eine Einigung auf
OECD-Ebene hätte als Erfüllung dieses
Mandats durchgehen können.

So wird nun im  Abschlusskommuniqué des
Genua-Gipfels eingeräumt, dass die verein-
barte Einführung von Umweltrichtlinien noch
nicht stattgefunden habe. Die G7 verpflichten
sich jedoch erneut, mit ihren ECAs „hohe
Umwelt-Standards” einzuhalten und auf
OECD-Ebene bis zum Ende dieses Jahres zu
einer gemeinsamen Empfehlung für Umwel-
trichtlinien zu gelangen.

Dieser fortgesetzte Arbeitsauftrag zu ECAs
im Abschlusskommuniqué entspricht nicht
dem Wunsch der Bundesregierung, die das
Thema am liebsten nicht mehr auf den Tisch
gebracht hätte. Da verbindlichere internatio-
nale Umweltrichtlinien nicht mit der in
Deutschland verhinderten Hermesreform im
Einklang stehen, ist es gut möglich, dass die
deutsche Regierung auch weiterhin auf inter-
nationaler Ebene die Einführung von Umwel-
trichtlinien blockieren wird. Der Kampagne
gibt das Kommuniqué jedoch einen guten
Ansatzpunkt, die Bundesregierung  an ihre
internationalen Verpflichtungen zu erinnern
und Nachbesserungen bei den Hermesleitli-
nien einzufordern.
Regine Richter, urgewald; Antje Schultheis,
WEED

*
Post für den Kanzler

Mit der Gang-nach-Genua-Kampagne wollten
wir sowohl einer breiteren Öffentlichkeit als
auch dem Bundeskanzler die Notwendigkeit
einer Hermesreform vor Augen führen. Da
sich die negativen Auswirkungen mancher
Hermesprojekte in weiter Entfernung manife-
stieren, sind ihre Folgen oft schwer vorstell-
bar. Die Auswirkungen auf deutsche Verhält-
nisse übertragen, machen sie besser eingän-
gig. Und so hieß es ab März: "Sie werden
umgesiedelt,  Herr Schröder!" oder auch
"Chlorakne, Herr Schröder?". urgewald und
WEED richteten eine Webseite (www.gang-
nach-genua.de) ein, die alle zwei Wochen
über negative Hermesprojekte informierte
und Reformforderungen vorstellte. Auswir-
kungen der abgesicherten Exporte wie mas-

senhafte Umsiedlung für Staudämme, oder
Hautkrankheiten als Folge von Zellstoffwer-
ken sollte sich der Kanzler am eigenen Leib
vorstellen. Besucher der Internetseite konn-
ten ihm mit jeder neuen Webseiten-
Vorstellung E-Mails schicken mit Forderun-
gen an eine Hermes-Reform. Ausserdem
haben wir Postkarten mit den negativen Pro-
jektbeispielen und wichtigsten Kampagnen-
forderungen gedruckt, die ebenfalls ans
Kanzleramt geschickt werden konnten (siehe
Anlage). So kam der Kanzler zwischen März
und Juli zu tausendfacher Post, die ihm als
Gipfelvorbereitung dienen sollte, hatte er
sich doch mit seinen Kollegen der G7 darauf
festgelegt, bis Genua verbindliche Umwelt-
standards für die Exportkreditagenturen zu
erlassen. Die stark nachgefragten Postkarten
sowie die zahlreichen regelmäßigen Teil-
nehmerInnen der E-Mail-Aktionen belegen,
dass wir tatsächlich eine breitere Öffentlich-
keit für das Hermes-Thema gewinnen konn-
ten. Das Kanzleramt hingegen zeigte sich
dickfellig und scheint sein Ohr deutlich näher
an der Wirtschaft als an der Zivilgesellschaft
zu haben. Eine Reaktion bekamen wir nur
nach offizieller Bitte darum und auch dann
war die Reaktion lediglich der Verweis ans
Wirtschaftsministerium,  das zuständig sei.
Während die Kompetenzen zwischen Kanz-
leramt und Wirtschaftsministerium geklärt
werden, geben wir jedoch nicht auf und wer-
den uns unter anderem auf den Wahlkampf
zur nächsten Bundestagswahl stürzen. Die
Gang-nach-Genua-Seite heißt dann
www.Hermes-beweg-Dich.de und der Kanz-
ler muss sich, wenn schon nicht dem direkten
Dialog mit der Zivilgesellschaft vielleicht doch
Themen stellen, die die gewählten Vertrete-
rInnen an ihn herantragen.
Regine Richter, urgewald

*
Ilisu-Staudamm: Internationaler Testfall

Im Juli 2001 ist die langerwartete Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVP), die von unabhän-
gigen Gutachtern erstellt wurde, von der Tür-
kei autorisiert und in Deutschland veröffent-
licht worden. Sie kann bei Hermes als CD-
Rom bestellt werden.

Von Regierungsseite werden die Ergebnisse
der Studie im September ausgewertet, wobei
das Ilisu-Staudammprojekt noch einmal voll-
kommen neu bewertet werden muss. Dies ist
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dringend notwendig, da die UVP die Kritik-
punkte von NGOs an dem Staudamm im
Großen und Ganzen bestätigt. Sie bemängelt
eine starke Wasserqualitätsverschlechterung,
die zum einen die Anrainerstaaten und zum
anderen die Anwohner in Südanatolien be-
treffen wird, da der Stausee stark eutrophie-
ren würde. Des weiteren wird eine großan-
gelegten Umsiedlung von Menschen progno-
stiziert. Dabei handelt es sich um 60 000
“project affected people”, wobei die UVP
ausdrücklich feststellt, dass die Zahl vermut-
lich eher höher liegt. Es wird darauf hinge-
wiesen, dass der bewohnte Teil der antiken
Stadt Hansankeyf komplett überflutet würde.
Archäologisch wertvolle Bestandteile aus
dem unteren Teil der Stadt würden zum Teil
an anderer Stelle wieder aufgebaut werden.
Aus dem oberen Teil werden keine Artefakte
auf diese Weise gerettet, da dieser Stadtteil
nach Berechnungen eher oberhalb der Was-
sermarke liegen würde. Gerade hierzu wer-
den NGOs noch einmal kritisch Stellung be-
ziehen, da die Grundlagen für die Wasser-
spiegelberechnungen unterschiedlich sind.

Bei einem Gespräch mit dem BMWI wurde
deutlich, dass die deutsche Regierung Ilisu
als Testfall für ihre neuen Leitlinien sieht.
Nach einer Auswertung der UVP durch ein
internationales NGO-Netzwerk wird es im
Herbst zu einem Treffen mit dem Wirt-
schaftsministerium kommen, in dem wir hof-
fen, die Regierung von dem Projekt abzu-
bringen.

Spätestens vor dem Hintergrund der neuen
Hermes-Leitlinien, müsste das Vorhaben Ilisu
zu den Akten gelegt werden. Eine grundsätz-
liche Entscheidung hätte dieses Großstau-
dammprojekt als kritisch einordnen müssen,
da es z.B. den WCD-Empfehlungen1 wider-
spricht. Dabei sollten gerade diese vom in-
terministeriellen Ausschuss (IMA) befolgt
werden, so jedenfalls müsste man den Wort-
laut der Leitlinien interpretieren. Geben sie
jedoch weiterhin soviel Spielraum, dass der
Bau umstrittener Staudämme möglich bleibt,
belegen sie die eigene Bedeutungslosigkeit.

Aufgrund der aktuellen Wirtschaftskrise in der
Türkei sind die Chancen gering, dass die

                                                
1 Die World Commission on Dams (WCD) ist eine unabhän-
gige Kommission, die sich in  24-monatiger Arbeit mit den
Auswirkungen von Großstaudämmen beschäftigt hat. Sie gab
im Dezember 2000 Empfehlungen heraus, die Richtlinien für
einen  nachhaltigen und sorgfältigen Umgang mit alten sowie
potentiellen neuen Staudämmen beinhalten.

Regierung ein ausreichendes Budget für die
Umsiedlung der Staudammbetroffenen be-
reitstellt. Nebeneffekt dieser Wirtschaftskrise
ist, dass aufgrund der zu erwartenden Zah-
lungsunfähigkeit der Türkei die beteiligten
Exportkreditagenturen mit der Übernahme
von Bürgschaften zögern. Dies ist zwar für
die Staudammkritiker positiv, jedoch fehlt
eine grundsätzliche Positionierung der Regie-
rungen gegen das Großstaudammprojekt.
Für die deutsche Regierung ist die finanziell
angespannte Situation der Türkei eher ein
Grund zusätzlich an dem Projekt festzuhal-
ten, um den begehrten Wirtschaftspartner
nicht zu  vor den Kopf zu stoßen.

Nichtregierungsorganisationen fordern daher
die Bundesregierung zum wiederholten Male
auf, den Bürgschaftsantrag für den Ilisu-
Staudamm abzulehnen. Nur so können die
Menschen im Projektgebiet sicher sein, dass
sie in ihrer Heimat bleiben können und Per-
spektiven für die weitere Entwicklung ihres
Landes entwickeln. Am internationalen “Akti-
onstag gegen Großstaudämme, für Flüsse,
Wasser und Leben” – am 14.März 2001 -
protestierten urgewald und WEED zusam-
men mit Robin Wood, Medico International
und der AG Kurdistan gegen die Vergabe von
Hermesbürgschaften für den Ilisu-Staudamm.
Wirtschaftsminister Müller wurde eine Reso-
lution überreicht. Während des kurzen Ge-
sprächs über hermesverbürgte Projekte be-
zweifelte er schlichtweg die Existenz  negati-
ver ökologischer Konsequenzen sowohl von
schon realisierten als auch neuen Herme-
sprojekten.

Immerhin haben aufgrund der anhaltenden
Kritik am Ilisu-Staudamm die Exportkreditver-
sicherungen, die eine Unterstützung des
Projekts erwägen, Auflagen für die Projekt-
durchführung formuliert. Dazu gehören die
Erstellung eines Umsiedlungsplans nach in-
ternationalen Standards und die Durchfüh-
rung eines unabhängigen monitorings; der
Erhalt der Wasserqualität durch den Bau von
Kläranlagen; eine Zusage der türkischen Be-
hörden, eine Mindestmenge Tigriswasser in
die Nachbarstaaten weiterzuleiten; und der
weitestmögliche Erhalt der antiken Stadt Ha-
sankeyf.

Im Oktober 2000 bereiste eine internationale
Delegation von Nichtregierungsorganisatio-
nen, darunter WEED, das Projektgebiet, um
zu untersuchen, inwieweit die von den Ex-
portkreditversicherungen formulierten Aufla-
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gen umgesetzt werden. Die Delegation stellte
fest, dass die Bedingungen in der Region
eine faire Umsiedlung nicht erlauben, die
Defizite früherer Umsiedlungsprogramme
noch nicht behoben sind und die Konsultation
der von Ilisu betroffenen Bevölkerung noch
immer bruchstückhaft und unangemessen ist.
Die geplanten Kläranlagen sind teilweise
noch im Planungszustand und erfassen nicht
die gesamten Stadtgebiete, deren Abwässer
bisher ungeklärt in den Tigris fliessen. Die
Auswirkungen des Damms auf die Nachbar-
staaten wurden nur halbherzig geprüft, ein
zweiter, in Zusammenhang mit Ilisu geplanter
Staudamm überhaupt nicht betrachtet. Auch
die Rettung Hasankeyfs kann mit den bisher
eingesetzten Mitteln nicht gewährleistet wer-
den. Selbst wenn einzelne Artefakte versetzt
würden, wäre die Besonderheit der Stadt, die
antike Höhlenkultur, zum Untergang verur-
teilt. Die darunter verborgenen archäologi-
schen Schätze sind noch nicht einmal er-
fasst. Die Delegation kommt daher zu dem
Schluss, dass keine der vier Auflagen erfüllt
wird und die Aussichten auf ihre Umsetzung
äußerst begrenzt sind.

Auch der Deutsche Bundestag hat sich wie-
derholt mit dem Projekt befasst. Eine Dele-
gation des Menschenrechtsausschusses be-
suchte auf einer Türkei-Reise im November
2000 Hasankeyf. Dabei wurde ebenfalls
deutlich, dass die betriebene Umsiedlungs-
politik sehr fragwürdig ist: bei  schon vor Jah-
ren gebauten Staudämmen stehen die Ent-
schädigungszahlungen immer noch aus. In
ihrem Bericht empfiehlt die Delegation auf-
grund der Situation vor Ort deshalb die Ab-
lehnung einer Hermes-Bürgschaft für den
Ilisu-Damm. Der entwicklungspolitische Aus-
schuss hat sich diesem Votum bedauerli-
cherweise bisher nicht angeschlossen, ob-
wohl er sich von den zuständigen Ministerien
Bericht erstatten ließ. Der sehr aussagekräf-
tige Bericht, der eindeutig Stellung bezieht,
hat jedoch keinerlei Breitenwirksamkeit erfah-
ren, leider hat sich der Menschenrechtsaus-
schuss auch noch nicht darum bemüht, den
Bericht wichtigen Entscheidungsträgern wie
IMA und den Ministerien zukommen zu las-
sen.
Antje Schultheis, WEED

*
Noch ein Testfall für die

 Hermesleitlinien: der Tehri-Damm

Ein weiterer Testfall für die neuen Hermes-
leitlinien treibt die Bundesregierung  um: eine
beantragte Bürgschaft für das Staudamm-
projekt Tehri im indischen Himalaya.  Dort
soll durch eine 260 m hohe Staumauer der
Bhagirathi-Fluss zum  fünftgrössten Stau-
damm der Welt werden. Das Projekt ist
höchst umstritten, da es für 100.000 Men-
schen die Umsiedlung bedeuten würde. Ein
vorstellbarer Dammbruch, möglich durch den
Standort in einer stark erdbebengefährdeten
Gegend, würde das Leben von 500.000
Menschen bedrohen.  Zudem ist die Wirt-
schaftlichkeit des geplanten Wasserkraft-
werks zweifelhaft, denn die Sedimentfracht
droht, den Stausee zuzusanden und sowohl
die Leistung des Kraftwerkes als auch seine
mögliche Laufzeit  deutlich zu verringern.

Auf Einladung urgewalds besuchte Sunderlal
Bahuguna, ein prominenter indischer Um-
weltschützer und Gegner des Tehri-Dammes,
im Juni die Bundesrepublik. Der Gandhi-
Schüler traf den Menschenrechtsausschuss
des Bundestages sowie zahlreiche Parla-
mentarier und Ministeriumsmitarbeiter. Die
Berichterstattung in der Presse war überaus
positiv und stellte die Frage nach der Kohä-
renz zwischen den neuen Hermesleitlinien,
den WCD-Richtlinien (s.o.) und dem aktuel-
len umstrittenen Bürgschaftsantrag. Diese
öffentliche Diskussion, die Kritik am Projekt
durch die entwicklungspolitischen Sprecher
der Koalitionsparteien und Teile der grünen
Parteispitze sowie die Sperre von Auswärti-
gem Amt und BMZ im Interministeriellen
Ausschuss verhinderten bisher eine Bürg-
schaftsvergabe. An sich sollte der Bürgschaft
noch vor der Sommerpause zugestimmt wer-
den. Nun steht Tehri als Testfall, der die
Grenzen der neuen Hermesleitlinien aufzeigt,
in der Diskussion. Wir werden diese Diskus-
sion nach der Sommerpause weiterführen, in
der Hoffnung, an den Maheshwar-Erfolg
anknüpfen zu können.
Heffa Schücking, urgewald

*

Tabula Rasa auf der indonesischen Insel
Sumatra

Endlose Kolonnen von LKWs, die entweder
Öl, Ölpalmen oder Holz transportieren,
kreuzten während meines dreiwöchigen Re-
chercheaufenthaltes in Indonesien im April
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diesen Jahres immer wieder meinen Weg.
Sie sind ein deutliches Zeichen dafür, dass
die natürlichen Ressourcen der Region der-
zeit rücksichtslos geplündert werden. Vor
allem die Abholzungsrate der Wälder für den
Ausbau der Zellstoff- und Papierproduktion
hat im letzten Jahrzehnt erschreckende
Ausmaße angenommen: nach Schätzungen
der Umweltorganisation CIFOR verschwan-
den zwischen 1988 und 1999 ca. 835.000 ha
natürlichen Waldes – eine Fläche so groß wie
die Bundesrepublik - in den Zellstoffmühlen
des Landes (Produktionskapazitäten in 1999:
Papier: 8,5 Mio. t und Zellstoff: 4,9 Mio. t).

Deutsche Finanzinstitutionen und Firmen
beteiligen sich seit Mitte der 80er Jahre mas-
siv am Ausbau der indonesischen Zellstoff-
und Papierproduktionskapazitäten: von deut-
scher Seite wurden seither Hermesbürg-
schaften in Höhe von fast einer Milliarde DM
übernommen.

Der Fokus meiner Recherchen lag darauf, die
gesundheitlichen, sozialen und ökologischen
Auswirkungen der Zellstoff- und Papierpro-
jekte auf Mensch und Natur selbst kennen-
zulernen und die - von den deutschen Finan-
ziers immer wieder betonte - „Förderungs-
würdigkeit“  dieser Projekte zu überprüfen.

Die Eindrücke aus den Gesprächen mit der
betroffenen Bevölkerung und den Diskussio-
nen mit NGOs, WissenschaftlerInnen und
Entwicklungsexperten ließen am Ende der
Reise keinen Zweifel mehr daran, dass die
derzeit praktizierte „tabula-rasa-
Entwicklungsstrategie“ nicht vertretbar ist!

Denn: Die Liste der negativen Effekte des
Zellstoff- und Papierbooms beschränkt sich
nicht nur auf die rasante Waldzerstörung.
Auch die Flüsse der Region, in die die chlor-
haltigen Abwässer der Werke eingeleitet
werden, verschmutzen infolge des Produkti-
onsbooms zunehmend. Die Verwendung
veralteter Technologien beim Bau solcher
Anlagen sowie deren mangelhafte staatliche
Kontrolle infolge  blühender Korruption tun
ein Übriges, um die Flüsse zu verseuchen
und damit auch die Lebensbedingungen der
Flußanrainer-Gemeinden zu schädigen.
Überlebenssicherung durch Fischfang oder
Obst- und Gemüseanbau ist in vielen Dörfern
mittlerweile nur noch eingeschränkt möglich,
und die Belastung der Gewässer mit chlor-
haltigen Substanzen hat die Zahl von Haut-
und Atemwegserkrankungen in die Höhe

schnellen lassen. Ganz nebenbei sind zahl-
reiche Gemeinden auch noch in Verhandlun-
gen um (angemessene) Kompensationszah-
lungen für Ländereien verwickelt, die an
Holz- und Zellstoffwerke abgetreten oder
enteignet wurden. Zum Teil hat die indonesi-
sche Regierung in der Vergangenheit die
traditionellen Landrechte der Gemeinden
ignoriert und dieses Land großen Holzkon-
zernen zur Nutzung freigegeben.

Wieder einmal, dieses Mal anhand von Pa-
pier- und Zellstoffabriken in Indonesien, zeigt
sich, daß die bisherigen Prüfverfahren der
Hermes AG in den Bereichen Umwelt- und
Sozialverträglichkeit in keinster Weise aus-
reichen, um die Verbürgung sozial und öko-
logisch desaströser Projekte zu verhindern.
Im Gegenteil: eine so rapide und massive
Plünderung sowie Zerstörung indonesischer
Lebensräume wäre ohne die massive finan-
zielle Unterstützung internationaler Finanzin-
stitutionen und Firmen gar nicht möglich ge-
wesen.

urgewald wird auch in Zukunft  Bundesregie-
rung und Kampagnenmitglieder über die
Entwicklungen vor Ort auf dem Laufenden
halten und die Regierung weiterhin drängen,
ihre Verantwortung für die Mensch und Natur
auf Sumatra zugefügten Schäden zu über-
nehmen.
Barbara Happe, urgewald

*

Strahlende Zukunft dank Hermes?

Nuklearexporte in Höhe von ca. 13 Milliarden
DM hat Hermes bislang insgesamt verbürgt.
Damit wurden extrem teure und unsinnige
Atomkraftwerke wie das brasilianische Angra
2 oder das argentinische Atucha 1 ermög-
licht. Auch das riskante AKW-Projekt Busher
im Iran erhielt in den 70er Jahren eine Her-
mesbürgschaft von ca. 1,4 Milliarden DM.
Der Sturz des Schahs verhinderte, dass das
Projekt vollendet wurde. Ein Glücksfall für die
iranische Bevölkerung, aber sicher ein Her-
mes-Schadensfall, für den die hiesigen Steu-
erzahler aufkommen mussten. Auch unter
der rot-grünen Bundesregierung gab es be-
reits zahlreiche Bürgschaften für Nuklearex-
porte und das, obwohl der Atomausstieg im
eigenen Land beschlossene Sache ist.
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Bereits zweimal in dieser Legislaturperiode
sorgten solche Nuklearbürgschaften für öf-
fentlichen Unmut:

• Das enorme Aufsehen um die Fertig-
stellung der beiden umstrittenen Risi-
koreaktoren Khmelnitsky 2 und Rivne
4 in der Ukraine zwang Kanzler
Schröder vor 2 Jahren zum Rückzug.
Das Parlament hatte die eigene  Re-
gierung aufgefordert, eine bereits in
Aussicht gestellte Bürgschaft für die
Beteiligung eines deutschen Unter-
nehmens an K2/R4 unter keinen Um-
ständen zu vergeben.

• Ein Jahr später bewies die Bundesre-
gierung dann zumindest Schnelligkeit.
Erst nach der Zustimmung des Inter-
ministeriellen Aussschusses  zu den
Atomprojekten Atucha 1 in Argentinien
(Reparaturmaßnahmen), Ignalina in
Litauen (Zementierungsanlage für
flüssigen Atommüll) und Lyanyungang
in China (Leittechnik für AKW-
Neubau) wurden die Bürgschaften be-
kannt.

Der Imageschaden für die Koalition war
enorm. Erklärungen für den mißlungenen
Spagat, den Atomausstieg im eigenen Land
zur Chefsache zu erklären, gleichzeitig aber
weiter die Atomkraft im Ausland zu fördern,
gab es nicht.

Bei der Hermesreform hätte die Bundesregie-
rung die Ernsthaftigkeit ihrer Atomausstiegs-
bemühungen unter Beweis stellen können.
Stattdessen kam es lediglich zu halbherzigen
Formulierungen (Ausschluss von Nuklear-
technologien zum Neubau bzw. zur Umrü-
stung von Atomanlagen). Die Frage, wie die
Regierung „Nukleartechnologien“ interpre-
tiert, ist noch ungeklärt, Wirtschaftsminister
Müller zumindest hält selbst Leittechnik – das
„Hirn“ eines Kraftwerkes - nicht für Nuklear-
technologie. Somit bleibt abzuwarten, inwie-
weit die neuen Hermesleitlinien taugen, um
Bürgschaften für Atomexporte zukünftig zu
verhindern. Mit dem Neubauprojekt Angra 3
sowie Exporten für die vorhandenen AKW
Kosloduj 5&6, Mochovce stehen bereits meh-
rere  „Gretchenfragen“ im Raum...
Christoph Benze, urgewald

*

Folgende Materialien sind in unseren Bü-
ros zu beziehen:
n Stellungnahme zu den “Leitlinien für die

Berücksichtigung von ökologischen, so-
zialen und entwicklungspolitischen Ge-
sichtspunkten bei der Übernahme von
Ausfuhrgewährleistungen des Bundes”

n Hintergrundpapiere zu den Fallbeispielen
n Bericht der NGO-Delegation in die Türkei

in das Gebiet des geplanten Ilisu-
Staudammes

n Bericht über die Recherchereise nach
Sumatra / Indonesien (ab September)

n „Financing Disaster“  über die Rolle der
G8-Exportkreditagenturen bei der Förde-
rung von Atomenergie

Webseiten:
www.weedbonn.org
www.urgewald.de
www.gang-nach-genua.de
www.hermes-beweg-dich.de (ab Herbst)


